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1. Beitragsanpassung in der Pflegeversi-

cherung 
 
Ab dem 1.7.2023 gelten neue Beitragssätze in 
der gesetzlichen Pflegeversicherung. Der all-
gemeine Beitragssatz wird erhöht. Der Pflege-
beitrag liegt aktuell bei 3,05 % des Bruttolohns, 
für Menschen ohne Kinder bei 3,4 %. Die Bei-
tragserhöhung betrifft sowohl Arbeitnehmer als 
auch Arbeitgeber. Der Arbeitgeberanteil steigt 
dabei von 1,525 % auf 1,7 %. Für kinderlose 
Versicherte ab dem 23. Lebensjahr wird der 
zusätzliche Beitragszuschlag von 0,35 % auf 
0,60 % erhöht, wodurch sie ab dem 1.7.2023 
einen erhöhten Beitragssatz von insgesamt 
2,3 % von ihrem Bruttolohn zahlen müssen. 
 
Eine weitere Änderung betrifft die Berücksich-
tigung der Kinderzahl beim Pflegebeitrag. 
Künftig sind gestaffelte Beiträge vorgesehen, 
so dass Eltern einen prozentualen Beitrags-
satz in Abhängigkeit von der Anzahl ihrer Kin-
der zahlen. Die neue Staffelung sieht folgen-
dermaßen aus: 
 
Mitglieder ohne Kinder 4,00 %  

(AN-Anteil: 2,3 %) 

Mitglieder mit  
1 Kind 

3,40 % (lebenslang) 
(AN-Anteil: 1,7 %) 

Mitglieder mit  
2 Kindern 

3,15 %  
(AN-Anteil: 1,45 %) 

Mitglieder mit  
3 Kindern 

2,90 %  
(AN-Anteil: 1,2 %) 

Mitglieder mit  
4 Kindern 

2,65 %  
(AN-Anteil: 0,95 %) 

Mitglieder mit  
5 und mehr Kindern 

2,40 %  
(AN-Anteil: 0,7 %) 

 
Diese Staffelung gilt jedoch nur, solange das 
jeweilige Kind das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Sobald alle Kinder ab dem zwei-
ten Kind das 25. Lebensjahr vollendet haben, 
erhöht sich der Beitragssatz zur Pflegeversi-
cherung wieder auf 3,4 %. 
 
Um von diesen Entlastungen profitieren zu 
können, müssen Arbeitgeber die Elterneigen-
schaft bzw. die Anzahl der Kinder gegenüber 
den beitragserhebenden Stellen nachweisen.  

 
Für vor dem 1.7.2023 geborene Kinder können 
Nachweise bis zum 31.12.2023 erbracht wer-
den. Die neuen Beitragssätze gelten dann 
rückwirkend ab dem 1.7.2023. Eltern, deren 
Kinder ab dem 1.7.2023 geboren werden, ha-
ben eine Vorlagefrist von maximal drei Mona-
ten ab der Geburt zu beachten. 
 
In eigener Sache: Unser Lohnbüro hat die 
Mandanten, die ihre Lohnabrechnung über uns 
fertigen lassen, Anfang Mai bereits mit ent-
sprechenden Hinweisen angesprochen, damit 
die Lohnabrechnung für den Juli bereits mit 
den korrekten Angaben erstellt werden kann. 
Wir haben – bei Bedarf – auch ein Anschrei-
ben für die Mitarbeiter vorbereitet, das Sie über 
den Lohnsachbearbeiter anfordern können. 
 
 
2. Schlussabrechnungen für die Corona-

hilfen 
 
Alle Unternehmen, die eine der Corona-
Wirtschaftshilfen Überbrückungshilfe I bis IV, 
sowie Novemberhilfe und Dezemberhilfe durch 
prüfende Dritte, also z.B. über uns, beantragt 
haben, sind verpflichtet, bis zum 31. August 
2023 (verlängert) eine Schlussabrechnung 
einzureichen. Voraussetzung ist, dass ein Be-
willigungs- bzw. Teilablehnungsbescheid für 
die beantragten Programme vorliegt.  
 
Sofern im Einzelfall eine weitere Verlängerung 
für die Einreichung der Schlussabrechnung 
erforderlich ist, kann eine „Nachfrist“ bis 31. 
Dezember 2023 im digitalen Antragsportal 
beantragt werden. Voraussetzung hierfür ist 
die Anlage des Organisationsprofils. Für die 
durch uns betreuten Fälle haben wir solche 
Anträge eingereicht. 
 
Die Schlussabrechnung erfolgt ausschließlich 
durch einen prüfenden Dritten oder eine prü-
fende Dritte im Namen des Antragstellenden 
über das elektronische Antragsportal des Bun-
des. 
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Mittlerweile ergeben sich erste Erfahrungen, 
die auch im Rahmen eines Beitrags in der FAZ 
vom 21. Juni 2023 von einem Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht dargestellt wurden. Es wird 
dort darauf hingewiesen, dass im Gegensatz 
zu der ursprünglichen eher großzügigen 
Vergabe, mittlerweile eher kleinteilig geprüft 
wird und auch die ständigen Verschärfungen 
der „Q&A Regulierung“ mit Rückwirkung 
durchgesetzt wird. Herr Hillemann, der Anwalt, 
spricht von einer harten Praxis der Bewilli-
gungsstellen, die häufig die „Coronabedingt-
heit“ der Umsatzeinbrüche bestreiten. 
 
Diese verschärfte Verhaltensweise mussten 
wir auch bereits bei den KUG-Prüfungen der 
Arbeitsagenturen erfahren, die jetzt (nach drei 
Jahren!) die Auszahlung des Kurzarbeitergel-
des im Frühjahr 2020 prüfen und tendenziell 
„besser“ wissen. 
 
 
3. Meldepflicht für Plattformenbetreiber 
 
Seit dem 1.1.2023 ist das Plattformen-
Steuertransparenzgesetz (PStTG) in Kraft, 
wonach Betreibende digitaler Plattformen ver-
pflichtet sind, den Finanzbehörden Transaktio-
nen zu melden, die dort abgewickelt werden. 
Betroffene Plattformen sind neben eBay, Ama-
zon, Kleinanzeigen (ehemals eBay-Kleinan-
zeigen), Etsy, Booklooker und Mobile.de auch 
Plattformen wie Airbnb sowie Uber. Plattfor-
men, auf denen kein direktes Rechtsgeschäft 
abgeschlossen wird, wie Jobbörsen und Ver-
mittlungsportale sind von der Meldepflicht aus-
genommen. 
 
Die Meldung hat elektronisch an das Bundes-
zentralamt für Steuern (BZSt) zu erfolgen. Es 
wird nicht zwischen privaten oder gewerblichen 
Anbietern unterschieden. Stichtag der Meldung 
für das Kalenderjahr 2023 ist der 31.1.2024. 
Sie ist jedoch erst oberhalb gewisser Grenzen 
erforderlich. Wenn jemand auf einer Plattform 
innerhalb eines Jahres mindestens 30 Ver-
käufe tätigt oder mehr als 2.000 € gutge-
schrieben bekommt, werden u. A. folgende 
Daten gemeldet: Name und Anschrift, Ge-
burtsdatum, Steuer-ID, USt-ID (falls vorhan-
den) sowie Bankverbindung, Gesamtbetrag 
und Zahl der Tätigkeiten je Quartal für den 
Meldezeitraum. 

 
Es reicht aus, wenn eine der Grenzen über-
schritten wird, – nur wenn beide Grenzen 
gleichzeitig unterschritten werden, wird von 
einer Meldung abgesehen.  
 
Das BZSt übermittelt die gemeldeten Daten in 
einem zweiten Schritt an die Finanzämter der 
Verkäufer. Es steht zu erwarten, dass Verkäu-
fer künftig vermehrt Nachfragen von ihrem 
Finanzamt bekommen werden. Auch straf-
rechtliche Aspekte sind in diesem Zusammen-
hang denkbar. 
 
Durch das Gesetz ändert sich im Übrigen 
nichts bei der einkommensteuerlichen Wertung 
der von den Plattformen gemeldeten Einnah-
men, also z.B. der Eingruppierung als gewerb-
liche Einkünfte, Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung oder als Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften. Neben der Ein-
kommensteuer können auch Umsatz- und Ge-
werbesteuer anfallen. 
 
Bitte beachten Sie auch, dass Räume, die z.B. 
über Airbnb vermietet werden, nicht als zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt gelten, inso-
weit also selbst im Falle, in dem kein Gewer-
bebetrieb durch die Vermietung entsteht, die 
10-Jahres-Haltefrist eingehalten werden sollte, 
um keine anteilige Steuerpflicht bei der Immo-
bilienveräußerung auszulösen. 
 
 
4. Verfassungsmäßigkeit von Säumnis-

zuschlägen 
 
Mit Urteil vom 15.11.2022 hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) Stellung genommen zur Ver-
fassungsmäßigkeit der Höhe von Säumniszu-
schlägen. Ein Thema, welches in den letzten 
Jahren bereits viel diskutiert wurde. 
 
Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des Fäl-
ligkeitstags entrichtet, so ist für jeden angefan-
genen Monat der Säumnis ein Zuschlag von 1 
% des abgerundeten rückständigen Steuerbe-
trags zu entrichten. Der BFH erkannte hinsicht-
lich der Höhe der Säumniszuschläge keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 
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Hinsichtlich der Säumniszuschläge fehlt es 
bereits an einer Ungleichbehandlung ver-
gleichbarer Sachverhalte; eine Ungleichbe-
handlung zwischen zinszahlungspflichtigen 
Steuernachzahlern und säumniszuschlagszah-
lungspflichtigen Bürgern ist mangels ver-
gleichbarer Sachverhalte nicht gegeben. Nur 
der Umstand, dass das strukturelle Niedrig-
zinsniveau bei den Säumniszuschlägen nicht 
berücksichtigt wird, reicht nicht für eine Ver-
gleichbarkeit aus. 
 
 
5. PV-Anlage: Reparatur des Hausdachs 
 
Ob einem Steuerpflichtigen der Vorsteuerab-
zug zusteht, wenn dieser sein Hausdach repa-
rieren lässt, auf dem sich eine PV-Anlage be-
findet, hat am 7.12.2022 der Bundesfinanzhof 
(BFH) entschieden. 
 
Ein Steuerpflichtiger ließ sich 2009 eine PV-
Anlage auf sein privates Hausdach bauen und 
ordnete die Tätigkeit rechtzeitig und vollständig 
seinem umsatzsteuerlichen Unternehmens-
vermögen zu. Nach einigen Jahren wurde 
festgestellt, dass die Anlage unsachgemäß 
montiert wurde, sodass das Dach repariert 
werden musste. Zivilrechtliche Ansprüche ge-
gen den Monteur waren bereits verjährt. Der 
Steuerpflichtige machte im Rahmen der unter-
nehmerischen Tätigkeit seinen Vorsteueran-
spruch geltend. Der BFH sprach sich letztend-
lich dafür aus. 
 
Wird aufgrund der unsachgemäßen Montage 
einer unternehmerisch genutzten Photovoltaik-
Anlage das Dach eines eigenen Wohnzwe-
cken dienenden Hauses beschädigt, steht dem 
Unternehmer für die zur Beseitigung des 
Schadens notwendigen Zimmerer- und Dach-
deckerarbeiten der Vorsteuerabzug zu.  
 
Die weitere, auch eigenen Wohnzwecken die-
nende, Nutzung des Hausdachs ist für den 
Vorsteuerabzug jedenfalls dann nicht maßgeb-
lich, wenn dem Unternehmer über die Scha-
densbeseitigung hinaus in seinem Privatver-
mögen kein verbrauchsfähiger Vorteil ver-
schafft wird. Maßgebend für den Vorsteuerab-
zug ist nicht nur die Verwendung der vom 
Steuerpflichtigen bezogenen Eingangsleistung, 
sondern auch der ausschließliche Entste-
hungsgrund des Eingangsumsatzes. 
 

 
6. Vorsorgeaufwendungen bei steuerfrei-

em Arbeitslohn aus Drittland 
 
Bezieht ein Steuerpflichtiger für eine Tätigkeit 
in einem Drittstaat steuerfreien Arbeitslohn, 
sind hiermit im Zusammenhang stehende Vor-
sorgeaufwendungen (im Streitfall Beiträge zur 
gesetzlichen Renten- sowie Arbeitslosenversi-
cherung) zur Vermeidung einer doppelten 
steuerlichen Berücksichtigung nicht als Son-
derausgaben abziehbar. Das Verfassungs-
recht verpflichtet den Gesetzgeber auch dann 
nicht, hiervon eine Ausnahme zu machen, 
wenn im Tätigkeitsstaat keine steuerliche Ent-
lastung für die Aufwendungen gewährt wird. 
 
Das entschied der Bundesfinanzhof (BFH) mit 
Urteil vom 14.12.2022. Ein Steuerpflichtiger 
lebte in Deutschland, wo sich auch sein Ar-
beitgeber befand. Dieser versetzte ihn aber für 
eine gewisse Zeit beruflich nach China. Der 
Wohnsitz in Deutschland wurde beibehalten. 
Das Finanzamt besteuerte anschließend den 
inländischen Anteil der Tätigkeit und ließ den 
ausländischen Teil unter Progressionsvorbe-
halt steuerfrei. Auch die erklärten Sonderaus-
gaben wurden nur in Höhe des inländischen 
Anteils berücksichtigt. Dagegen wehrte sich 
der Steuerpflichtige, er beantragte die kom-
plette Berücksichtigung der Sonderausgaben. 
 
Der BFH widersprach ihm. Das Abzugsverbot 
ist gerechtfertigt und verstößt nicht gegen das 
Verfassungsrecht. Der Abzug von Sonderaus-
gaben ist ausgeschlossen, wenn diese in ei-
nem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit steuerfreien Einnahmen stehen. 
Zudem arbeitet der Steuerpflichtige im Ausland 
in einem Drittstaat und nicht etwa in einem EU- 
oder EWR-Mitgliedstaat. 
 
 
7. Bildung einer Pensionsrückstellung 

bei Zusage unter Vorbehalt 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) erließ ein Urteil 
über die Bildung einer Pensionsrückstellung 
bei einer vorliegenden Pensionszusage unter 
Vorbehalt. In dem entschiedenen Fall betraf 
die Pensionsverpflichtung Ansprüche auf eine 
betriebliche Altersvorsorge durch Entgeltum-
wandlung. 
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Ein Arbeitgeber gewährte seinen Mitarbeitern 
eine betriebliche Altersvorsorge. Entsprechen-
de Pensionsrückstellungen wurden gebildet 
und Einzelheiten wurden in einer Betriebsver-
einbarung geregelt. In dieser befand sich ein 
Vorbehalt, dass der Arbeitgeber die Transfor-
mationstabelle, aus der sich die Höhe der Ver-
sorgungsleistungen ergeben, auch einseitig 
nach freiem Ermessen ändern oder einsetzen 
darf. Aufgrund dieses Vorbehalts wurden die 
Pensionsrückstellungen nicht vom Finanzamt 
anerkannt. Dem stimmte auch der BFH an-
schließend zu. In diesem Fall ist von einem 
steuerschädlichen Vorbehalt auszugehen. Das 
muss aber nicht immer so sein. 
 
Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, 
demzufolge die Pensionsanwartschaft oder 
Pensionsleistung gemindert oder entzogen 
werden kann, ist die Bildung einer Pensions-
rückstellung steuerrechtlich nur zulässig, wenn 
der Vorbehalt positiv - d.h. ausdrücklich - einen 
nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 
anerkannten, eng begrenzten Tatbestand 
normiert, der nur ausnahmsweise eine Minde-
rung oder einen Entzug der Pensionsanwart-
schaft oder Pensionsleistung gestattet. 
 
Auch diese Entscheidung zeigt wieder einmal 
auf, wie hoch die formellen Hürden im Bereich 
der Pensionszusage sind. Wir empfehlen des-
halb unseren Mandanten bei Neu- oder Umge-
staltungen von Pensionszusagen stets auch 
einen fallerfahrenen Experten hinzuziehen, mit 
dem wir dann bei der Umsetzung gerne zu-
sammen arbeiten.  
 
 
8. Anpassung der Betriebsausgabenpau-

schale 
 
Die Finanzverwaltung hat aufgrund der gestie-
genen Preise die Betriebsausgabenpauschale 
für bestimmte nebenberufliche Einkünfte er-
höht und mittels Schreiben vom 6.4.2023 ver-
öffentlicht. Die neuen Werte können erstmalig 
ab dem Veranlagungszeitraum 2023 ange-
wendet werden. 

 
Die Steuerpflichtigen, die entsprechende Ein-
künfte erzielen, sind jedoch nicht an die Ver-
wendung der Pauschalen gebunden, sondern 
können alternativ auch ihre tatsächlichen Aus-
gaben geltend machen. 
 
Ab 2023 gelten für hauptberufliche selbststän-
dige schriftstellerische oder journalistische 
Tätigkeiten, bei wissenschaftlicher, künstleri-
scher und schriftstellerischer Nebentätigkeit 
sowie bei nebenberuflicher Lehr- und Prü-
fungstätigkeit folgende Werte für die Betriebs-
ausgabenpauschale: 
 
· bei hauptberuflich selbstständiger schrift-

stellerischer oder journalistischer Tätigkeit 
wird die Pauschale auf 30 % der Betriebs-
einnahmen aus dieser Tätigkeit, höchstens 
jedoch 3.600 € jährlich erhöht, 

 
· bei wissenschaftlicher, künstlerischer oder 

schriftstellerischer Nebentätigkeit (auch 
Vortrags- oder nebenberufliche Lehr- und 
Prüfungstätigkeit), wird die Pauschale auf 
25 % der Betriebseinnahmen aus dieser 
Tätigkeit, höchstens jedoch 900 € jährlich 
erhöht. Dieser Höchstbetrag von 900 € 
kann für alle Nebentätigkeiten, die unter die 
Vereinfachungsregelung fallen, aber nur 
einmal gewährt werden. 

 
 
Kurz notiert 
 
Nullsteuersatz bei PV-Anlagen: Die Bundes-
regierung hat Stellung genommen zu der Fra-
ge, ob eine PV-Anlage dem neu eingeführten 
Nullsteuersatz unterliegt, wenn sie in 2022 in 
Betrieb genommen wurde, der Batteriespei-
cher aber erst in 2023 installiert wurde. 
 
Bei den einzelnen Geräten einer PV-Anlage 
liegt eine sog. Sachgesamtheit vor. Diese 
Sachgesamtheit, welche das Zusammenspiel 
der einzelnen Komponenten der Anlage um-
fasst, unterliegt dem neu eingeführten Null-
steuersatz.  
 
Der Nullsteuersatz ist auf diese anzuwenden, 
wenn die Lieferung nach dem 31.12.2022 aus-
geführt wurde. Wurde der Batteriespeicher 
getrennt nachträglich erworben und fand diese 
Lieferung in 2023 statt, gilt der Nullsteuersatz 
nur für den Speicher. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.7.2023 

Sozialversicherungsbeiträge 27.7.2023 
  

 
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2023 = 1,62 % 
 1.7. 2016 – 31.12.2022 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkt
zzgl. 40 € Pauschale 

  

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2023:  Mai = 116,5; April = 116,6; März =116,1; Februar = 115,2; 
 Januar = 114,3 
2022: Dezember = 113,2; November = 113,7; Oktober = 113,5;  
 September = 112,7;  August = 110,7; Juli = 110,3; Juni = 109,8; 
  
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt 
kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
https://www.destatis.de

